
 

 1 

Gemeinsam für gerechte, 
solidarische und nachhaltige 

Finanzsysteme 
Christoph Trautvetter, Netzwerk Steuergerechtigkeit, 26. August 2026 

 
Stellungnahme zum Antrag der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen im niedersächsischen 
Landtag: „Steuerbetrug wirksam bekämpfen - den niedersächsischen Steuervollzug fortentwickeln und 
Steuergerechtigkeit weiter stärken“ (Drucksache 19/10666) 

Gesamtbeurteilung der Vorschläge: Sehr begrüßenswert, aber konkretisierungsbedürftig 
 
Das Anliegen des Antrags, insbesondere die Stärkung der Steuerverwaltung in Niedersachsen, die vertiefte 
Zusammenarbeit mit anderen Ressorts, Bundesländern und dem Bund sowie den besonderen Fokus auf 
komplexe Fälle begrüßen wir sehr. Gerade für die Umsetzung des Aktionsplans des Bundesfinanzministers 
ist eine aktive Mitarbeit der Länder essenziell und zeitkritisch. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sowohl 
auf Landes- als auch auf Bundes- bzw. EU-Ebene halten wir alle für unterstützenswert. Besonders 
hervorzuheben sind aus unserer Sicht auf Landesebene die Stärkung von Risikoorientierung und auf 
komplexe Sachverhalte spezialisierte Prüfteams und darüber hinaus die Schaffung von bundes- und 
europaweit einsetzbarer Ermittlungskapazitäten für komplexe Sachverhalte. Weil öffentlich nur wenig 
Daten über die Arbeit der niedersächsischen Steuerverwaltung zugänglich sind, ist es für uns schwer, die 
Prioritäten für die Stärkung der Steuerverwaltung in Niedersachsen zu analysieren. Dies gilt auch generell 
für die deutsche Steuerverwaltung, aber in anderen Bundesländern ist die Datenlagen durch Berichte der 
Finanzverwaltung oder parlamentarische Anfragen zum Teil besser. Schließlich sind die Bitten aus dem 
Antrag nicht konkret genug formuliert, um deren Nutzen im Detail zu bewerten und die Umsetzung zu 
überprüfen. Deswegen wäre es sinnvoll, als Grundlage für die weitere Arbeit zunächst einen detaillierteren 
Aktionsplan mit möglichst konkreten Umsetzungsschritten und den nötigen Daten zu erbitten. 

Priorität 1 – Risikoorientierung und spezialisierte Prüfteams in Niedersachsen 

Beim Kampf gegen Steuerhinterziehung und Finanzkriminalität gilt in Deutschland viel zu häufig „die 
Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen“. Das bestätigen einzelne Berichte von Insidern aus der 
Finanzverwaltung genauso wie die Länderprüfung der FATF aus dem Jahr 2022. Sie kommt zu dem 
Ergebnis, dass Geldwäschebekämpfung in Deutschland reaktiv statt strategisch vorgeht und komplexe Fälle 
unerkannt bleiben.1 Die Steuerfahnder und Betriebsprüfer der Länder spielen eine zentrale Rolle dabei, das 
zu ändern. Dafür brauchen sie bessere Zielvorgaben und Strukturen, auswertbare Daten und passende 
Werkzeuge. KI kann dabei unterstützen, muss aber durch entsprechende Anpassungen begleitet werden. 
 

1. Zielvorgaben: Um Steuerhinterziehung und Finanzkriminalität strategisch zu bekämpfen, muss man 
wissen, wo das Problem besonders groß ist und wo die Bekämpfung nicht ausreichend gut 
funktioniert. In fast allen EU-Ländern gibt es dafür im Finanzministerium oder bei der 
Steuerverwaltung Teams für die Analyse von Steuerlücken. Auch der Aktionsplan der 
Bundesregierung verspricht ein gemeinsames Datenanalysezentrum, eine Steuerlückenschätzung, 

 
1 Im Originalwortlaut: „„Germany takes a reactive rather than a proactive approach to the identification of ML and it is not 
clear that ML involving professional ML networks, cash smuggling, foreign predicates, complex ML and cases involving legal 
persons are being detected.”” 

Gegen Steuerflucht und 
Schattenfinanzwirtschaft weltweit 

https://ofd.hessen.de/wir-ueber-uns/jahresbericht-oberfinanzdirektion-frankfurt-am-main
https://ofd.hessen.de/wir-ueber-uns/jahresbericht-oberfinanzdirektion-frankfurt-am-main
https://www.fatf-gafi.org/en/publications/Mutualevaluations/Mutualevaluationofgermany.html
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/a5ad1660-d768-11f0-8da2-01aa75ed71a1
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eine Stärkung der empirischen Steuerforschung und ein Zukunftslabor Steuern. In Niedersachsen 
gibt es mit der TaskForce-Steuern beim Landesamt schon ein Sonderreferat mit ähnlichen 
Funktionen und Aufgaben. Die Landesregierung sollte die Arbeit dieser Einheit evaluieren und 
gezielt weiterentwickeln. Für eine strategische Steuerung der Arbeit der Steuerverwaltung ist es 
darüber hinaus aber nötig, die bisherige Steuerung und Erfolgsmessung durch Fallzahl und 
Mehrergebnis so anzupassen, dass die Arbeit an komplexen Fällen belohnt und priorisiert wird. 
 
Beispiel 1: Studien zeigen, dass Gewinnverschiebung sehr stark auf wenige große Konzerne konzentriert 
ist. Eine Analyse mit dänischen Daten zeigt aber, dass die Steuerbehörden sich bei ihren Prüfungen und 
internationalen Verständigungsverfahren nicht auf Steueroasengewinne, sondern auf Gewinne in anderen 
Hochsteuerländern konzentrieren, weil dort weniger Gegenwehr der betroffenen Unternehmen zu 
erwarten ist. In Deutschland zeigt sich ein ähnliches Muster. Für eine risikoorientierte Arbeit braucht es 
in diesem Fall keine komplexen Datenanalysen, sondern vor allem passende Anreize. Die meisten 
Hochrisiko-Konzerne haben ihren Sitz in anderen Bundesländern, trotzdem sollte Niedersachsen 
evaluieren, ob die Arbeit der Auslandsfachprüfer auf Steueroasen-Fälle fokussiert ist. 
 
Beispiel 2: In vielen Fällen der Steuer- und Finanzkriminalität spielen Strohmänner eine wichtige Rolle. 
Anhand von öffentlichen Handelsregisterdaten lassen sich sowohl verdächtige Geschäftsführer als auch 
problematische Notare identifizieren. Der rbb ist in Buchholz in Niedersachsen fündig geworden. Eine 
strategische Steuerung muss dafür sorgen, dass solchen offensichtlichen Hinweisen systematisch und 
behördenübergreifend nachgegangen wird. Niedersachsen sollte überprüfen, ob das bereits erfolgt ist. 
 

2. Daten: Wenn die strategische Nutzung von Daten sichergestellt ist, müssen die verfügbaren Daten 
verbessert werden. Dafür ist vor allem der Bundesgesetzgeber zuständig. Niedersachsen sollte sich 
dafür einsetzen, dass die Einführung einer echten e-Rechnung und der e-Bilanz priorisiert wird. 
 
Einige Phänomene, z.B. Umsatzsteuerkarusselle, Strohmänner oder Cum-Ex Betrug, hinterlassen 
bereits deutliche Spuren in öffentlich zugänglichen Daten und können durch Werkzeuge wie TaDeA 
in die risikoorientierte Prüfung einfließen. Bei einigen sind neue interne Daten verfügbar, z.B. aus 
dem internationalen Informationsaustausch zu Finanzkonten oder den länderbezogenen Berichten 
von Großkonzernen, die bisher unzureichend analysiert werden. Bei anderen gibt es die Daten aber 
bisher keinen Zugang, z.B. bei neuen Kapitalmarktmodellen über Clearstream oder bei der 
Börsenaufsicht. Die niedersächsische Landesregierung sollte gezielt relevante Datensätze 
identifizieren und verfügbar machen, bzw. auf Bundesebene entsprechende Änderungen fordern. 

 
3. Werkzeuge: Große Datenmengen brauchen eine entsprechende Daten-Infrastruktur und 

Berechtigungen für deren Analyse. Auch das ist vor allem eine länderübergreifende Aufgabe. 
Einzelne Länder können dabei aber mit gutem Beispiel vorangehen – wie zum Beispiel 
Niedersachsen mit TaDeA. Die niedersächsische Landesregierung könnte darüber hinaus in einer 
Mitarbeiterbefragung die größten Schwächen und dringendsten Verbesserungsbedarfe 
identifizieren. 

 
Spezialisierte Prüfteams: In Niedersachsen sind Betriebsprüfung und Steuerfahndung auf insgesamt zehn 
spezialisierte Finanzämter verteilt. Die niedersächsische Landesregierung sollte prüfen, welche 
themenspezifischen und behördenübergreifenden Prüfteams nötig sind und aus den Erfahrungen anderer 
Bundesländer lernen. Begleitend sollte das Personalkonzept neben der breiten Einsatzfähigkeit auch den 
langfristigen Aufbau von Themenexpertise ermöglichen. 

https://lstn.niedersachsen.de/startseite/wir_ueber_uns/aufgaben/abteilung_steuer_st/taskforce/die-task-force-in-der-niedersachsischen-steuerverwaltung-68030.html
https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/s10797-024-09859-4.pdf
https://gabriel-zucman.eu/files/TWZ2018.pdf
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2024/07/strohleute-osteuropa-unternehmen-organisierte-kriminalitaet.html?utm_source=chatgpt.com
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Priorität 2 – Bundes- und europaweit einsetzbare Ermittlungskapazitäten 
In der Pressekonferenz zum Aktionsplan betonte Lars Klingbeil „den Ermittlungsdruck und das 
Entdeckungsrisiko“ und bezeichnet das als „Kern unseres Aktionsplans“. Um komplexe und 
länderübergreifende Fälle zu bearbeiten, fehlt in Deutschland vor allem bundes- und europaweit 
einsetzbare Ermittlungskapazität mit entsprechenden Befugnissen. Deutschland hat keine 
Bundessteuerfahndung und die Bundesbetriebsprüfung hat nur eine beratende Funktion.  
 
Beim Kampf gegen Umsatzsteuerkarusselle gibt es zwar in den meisten Ländern Spezialeinheiten sowie 
besonders weitgehende Koordinationsbefugnisse im Bundeszentralamt für Steuern und die europäische 
Staatsanwaltschaft darf hier tätig werden, gerade für die Ermittlung von länderübergreifenden Fällen fehlt 
den Staatsanwälten aber häufig der passende Ansprechpartner mit entsprechenden Kapazitäten. Gerade die 
Ermittlungserfolge der europäischen Staatsanwaltschaft bei den Umsatzsteuerkarussellen zeigen, wie 
wichtig eine europäische Zusammenarbeit ist. Diese sollte auf andere Steuerarten und Geldwäsche 
ausgeweitet werden. 
 
2008 befürworteten nur einzelne Länder die von der Föderalismuskommission geforderte 
Bundessteuerverwaltung oder die Forderung nach einer Großkonzernprüfung auf Bundesebene. Als 
Kompromiss wurde die Bundesbetriebsprüfung beim Bundeszentralamt für Steuern geschaffen und in den 
folgenden Jahren personell gestärkt. Die Verantwortung für die Durchführung der Prüfung und die 
Durchsetzung der Prüfergebnisse liegt aber weiterhin bei den Ländern. Gerade für die größten Konzerne 
entsteht so die Möglichkeit die Steuerbehörden der Bundesländer gegeneinander auszuspielen und 
Niedersachsen macht sich bei der Bekämpfung der Gewinnverschiebung der großen Digitalkonzerne 
abhängig von Bayern, Hamburg und Berlin. Während die zentralen Prüf- und Fahndungsdienste in 
Frankreich und Italien durch konsequente Ermittlungen milliardenschwere Vergleiche mit diesen 
Konzernen erstritten haben, gibt es für Deutschland bisher keine vergleichbaren Fälle. Auch die in Reaktion 
auf den Cum-Ex-Skandal geschaffene Sondereinheit zur Bekämpfung von Kapitalmarktbetrug funktioniert 
bisher Berichten zufolge schlecht und die Aufarbeitung von Cum-Cum wird wiederum den Ländern 
überlassen, in denen die Groß- und Landesbanken einen großen Einfluss ausüben. Die 
Geldwäschebekämpfung ist weitgehend eine Begleiterscheinung der polizeilichen Ermittlung zu 
Rauschgift- und organisierter Kriminalität, statt eine konsequente Verfolgung von verdächtigen Vermögen. 
 
Vor diesem Hintergrund sollte die niedersächsische Landesregierung bei ihren Forderungen nach einer 
besseren länder- und behördenübergreifenden Zusammenarbeit gegen Steuerhinterziehung und 
Finanzkriminalität darauf achten, dass keine weiteren dysfunktionalen Koordinationsstellen geschaffen 
werden, sondern dass die jeweiligen Zentralstellen mit entsprechender Ermittlungskapazität, 
Datenzugängen und Befugnissen ausgestattet werden. Die einfachste Möglichkeit dies sicherzustellen ist 
es, geeignete Ermittler*innen der Landesverwaltung zur neuen Zentralstelle zur Bekämpfung von 
Finanzkriminalität beim Zoll zu entsenden. Durch eine Umfrage bei den niedersächsischen Ermittler*innen 
könnte die Landesregierung außerdem die Grundlage für eine Evaluation des BZSt und dessen strategischer 
Weiterentwicklung schaffen. 
  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Video-Textfassungen/2026/textfassung-2026-07-16-steuekriminalitaet.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.parlament-berlin.de/ados/16/IIIPlen/vorgang/d16-1722.pdf
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Weitere Vorschläge 

• Gezielte personelle Stärkung der Prüfdienste und Fahndungsstellen und Personalkonzept: 
Ausreichen und motiviertes Personal ist die wesentliche Voraussetzung für die erfolgreiche 
Bekämpfung von Steuerhinterziehung. In einigen Bundesländer, in denen Zahlen eine solche 
Analyse ermöglichen ist gerade bei den Prüfdiensten und den Fahndungsstellen die Unterbesetzung 
am größten. Defizite werden hier weniger sichtbarer als in der Veranlagung. Zwar gibt es eine 
bundesweite Personalbedarfsberechnung, Bund und Länder haben bisher aber keine 
entsprechenden Zielvorgaben für die personelle Ausstattung vereinbart. Die Veröffentlichung von 
bundesweiten Vergleichszahlen blockieren die Länder. Die niedersächsische Landesregierung sollte 
hier für Transparenz sorgen und überprüfbare Ziele formulieren. 

• Hinweisgebersystem: Daten der niedersächsischen Landesregierung zeigen, dass Hinweise aus der 
Bevölkerung bereits vor der Einführung des Hinweisgebersystems ein wichtiger Bestandteil der 
Arbeit der Steuerfahndung waren, gleichzeitig aber auch hohen Prüfaufwand verursachen. Ein 
modernes und möglichst effizientes System für solche Meldungen ist daher wichtig. Der Zeitpunkt 
für die im Antrag geforderte Evaluation ist passend. 

• Pflicht zu digitalen Bezahloption: Bargeld ist nach wie vor häufig Mittel für Steuerbetrug und 
Geldwäsche. Dies gilt besonders für das bargeldintensive Gewerbe, wie Restaurants. Mit der 
Registerkassenpflicht und einer konsequenten, risikoorientierten Überprüfung lässt sich das Risiko 
aber bereits heute deutlich verringern. Die Pflicht eine digitale Bezahloption kann das ergänzen, 
aber nicht ersetzen. Vor deren Einführung sollte eine Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt werden. 

• Europäischer (und internationaler) Informationsaustausch: Die europäische Kommission hat gerade 
ein Paket an Reformen für den Informationsaustausch vorgelegt (DAC Recast). Schwerpunkt dabei 
ist der Bürokratieabbau. Gleichzeitig enthält der Vorschlag aber den Grundsatz, dass Informationen 
zu allen Arten von Einkommen und Kapital ausgetauscht werden. Eine große Lücke besteht dabei in 
Bezug auf Immobilien. Zwar ermöglicht bereits DAC 1 (von 9) den Austausch von 
Immobilieneigentümerdaten und auch bei der OECD wird über eine entsprechende Erweiterung des 
automatischen Informationsaustauschs um Immobiliendaten verhandelt. Dies scheitert in 
Deutschland an der Verfügbarkeit der Daten auf Bundes- und Landesebene. Für die 
Geldwäschebekämpfung ist Deutschland verpflichtet bis Juli 2029 eine zentrale Zugangsstelle für 
Immobilieninformationen zu schaffen, in der auch Informationen über Kaufpreise und weitere 
Daten enthalten sein sollen. Sowohl die Grundbücher als auch die Kaufpreissammlungen sind in 
Deutschland Ländersache. Auch Niedersachsen muss also einen Beitrag leisten, um diesen 
Austausch zu ermöglichen. Die größte Transparenzlücke sind aber die privat organisierten 
Zentralverwahrer für Wertpapiere (z.B. Clearstream in Frankfurt und Luxemburg). 

 
Weitere Veröffentlichungen des Netzwerks zum Thema: 

• 10 Vorschläge für eine Reform der Steuerverwaltung und ausführliche Analyse dazu 
• Aktuelle Daten und Analysen in unseren Jahrbüchern 2026 und 2024. 
• Stellungnahme zum Referentenentwurf des Zollfinanzgerechtigkeitsgesetzes 

 

Das Netzwerk Steuergerechtigkeit betreibt die Website www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de und veröffentlicht das Jahrbuch Steuerge- 
rechtigkeit sowie einen monatlichen Newsletter mit aktuellen Informationen zu Themen der Steuerpolitik. Der Verein zur Förderung 
der Steuergerechtigkeit e.V. als Trägerverein des Netzwerks ist im Lobbyregister des Bundestags eingetragen unter den Nummer 
R002719. 

Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung des Verfassers wieder und entsprechen nicht unbedingt dem offiziellen Standpunkt 

des Netzwerks Steuergerechtigkeit. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/drucksachen/drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01980.pdf
https://taxation-customs.ec.europa.eu/news/european-commission-proposes-landmark-tax-simplification-package-streamline-compliance-and-boost-2026-06-24_en
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2022/11/211230_Steuerverwaltung_online.pdf
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2022/01/Studie_Steuerverwaltung_NWSG_2022.pdf
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/jahrbuch/
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/jahrbuch2024/
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/infothek/stellungnahme-zum-zollfinanzgerechtigkeitsgesetz-referentenentwurf/
http://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/
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